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8. a) D ie A bgrenzung zwischen einem Grundstücksnießbrauch
20. III. 20 und einer Benutzungsdienstbarkeit richtet sich allein form al
V Z R  317/18 danach, ob dem Berechtigten eine um fassende N u tzun g sb e­

fugnis (ggfs. unter A usschluss einzelner N utzun gen) oder nur 
einzelne N utzungsm öglichkeiten eingeräum t werden.
b) Ein Sondernutzungsrecht kann nicht selbständig mit einer 
D ienstbarkeit belastet werden.
c) Ausübungsbereich einer Grunddienstbarkeit kann eine 
Sondernutzungsfläche sein, die dem  belasteten Sondereigen­
rum zugeordnet ist; sie kann auch den alleinigen A u sü b u n gs­
bereich darstellen.
d) Berechtigt eine D ienstbarkeit zu r N utzun g von Sonderei­
gentum, ist die Berechtigung vorbehaltlich einer abw eichen­
den Regelung in der E intragungsbew illigung dahingehend zu 
verstehen, dass sie auch die N u tzu n g  der Fläche um fasst, an 
der ein dem  Sondereigentum  zugeordnetes Sondernutzungs- 
recht besteht. D ie Befugnis zu r N u tzun g einer solchen Fläche 
m uss daher nicht schlagw ortartig im G rundbuch selbst ge­
kennzeichnet werden.
e) F ü r  eine A ufhebung oder Ü bertragung des Sondernut­
zungsrechts ist die Zustim m ung des D ienstbarkcitsberechtig- 
ten gemäß §§ 876, 877 B G B  erforderlich; können die übrigen 
W ohnungseigentüm er jedoch gemäß § 10 A bs. 2 Satz  3 W E G  
eine Änderung oder A ufhebung des Sondem utzungsrechts 
verlangen, ist auch der Dienstbarkeitsberechtigte zu r Z ustim ­
m ung verpflichtet.
f) Überschreitet der D ienstbarkeitsberechtigte die Grenzen
einer zulässigen N u tzun g , wie sie sich aus den V ereinbarun­
gen der W ohnungseigentümer untereinander ergeben, stehen 
den W ohnungseigentümern — nicht anders als gegen den M ie­
ter -  A nsprüche aus § 1004 B G B  z u ................................................  136

9. D ie  K osten derM itw irkungeinesbeim Europäischen Patentamt
14. IV. 20 zugelassenen Vertreters in einer Patentstreitsache sind entspre-
X  ZB 2/18 chend § 143 A bs. 3 PatG  erstattungsfähig. (»EPA -V ertreter«) 155

10. a) D er Anw endungsbereich der §§ 45b, 22 Abs. 3 PStG  ist auf
22. IV. 20 Personen beschränkt, die körperlich weder dem weiblichen
X II ZB 383/19 noch dem männlichen Geschlecht zuzuordnen sind. Personen

mit lediglich em pfundener Intersexualität sind hiervon nicht 
erfasst.
b) Personen mit einer lediglich em pfundenen Intersexualität 
können aber entsprechend § 8 A bs. 1 T SG  erreichen, dass 
ihre auf »w eiblich« oder »m ännlich« lautende G eschlechts­
angabe im Geburtenregister gestrichen oder durch »divers« 
ersetzt w ird...............................................................................................  166



11.
29. IV. 20 
X II  Z B 112/19

a) D em  sich aus der gesetzlichen G esam tvertretung des m in­
derjährigen K indes durch gem einsam  sorgeberechtigte Eltern 
ergebenden Bedürfnis für eine A utorisierung eines Elternteils 
zur alleinigen W ahrnehmung elterlicher V ertretungsbefugnis­
se kann durch Erteilung einer Vollm acht entsprochen werden.
b) D as Grundverhältnis für diese Vollmacht ist regelmäßig 
das sich aus dem fortbestehenden gemeinsamen Sorgerecht 
ergebende gesetzliche Rechtsverhältnis. D araus ergeben sich 
insbesondere Kontrollbefugnisse und -pflichten und gegebe­
nenfalls auch M itw irkungspflichten des voUm achtgebcnden 
Elternteils. Eines gesonderten Vertrags zwischen den Eltern 
bedarf es für das G rundverhältnis nicht.
c) D ie Bevollm ächtigung des m itsorgeberechtigten Elternteils 
kann eine andernfalls notw endige Ü bertragung des Sorgerechts 
ganz oder teilweise entbehrlich machen, wenn und sow eit sie 
dem bevollmächtigten Elternteil eine ausreichend verlässliche 
H andhabe zu r W ahrnehm ung der K indesbelange gibt. H ierfür 
ist eine ausreichende K ooperationsfähigkeit und -bereitschaft 
der Eltern erforderlich, sow eit eine solche auch unter Berück­
sichtigung des durch die Vollmacht erweiterten H andlu ngs­
spielraum s des bevollm ächtigten Elternteils unerlässlich ist... 184
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